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Zulassung der Revision ist ein klares Signal

Mit der Zustimmung des Bundesver-
waltungsgerichtes Leipzig zur Nicht-
zulassungsbeschwerde der Bezirksregie-
rung Düsseldorf ist der Weg frei für 
die Revision gegen das Urteil zur Auf-
hebung der luftrechtlichen Genehmi-
gung des Flughafens. Diese hatte das
Oberverwaltungsgericht in Münster An-
fang 2006 in seiner Entscheidung ausge-
schlossen.

Der Prozess, den 16 Nachbarn und 
eine niederländische Nachbargemeinde in
der ersten Instanz vor dem OVG Münster
angestrengt hatten, muss nun neu ver-
handelt werden. 

Die Entscheidung der Bundesverwal-
tungsrichter wurde von den

Mitarbeitern des Flughafens
und den dort angesiedelten

Unternehmen mit Freude
und Erleichterung aufge-
nommen. 

Flughafenchef Ludger van Bebber: „Die
Zulassung der Revision ist für uns, unsere
Partner und unsere Kunden ein klares und

richtiges Signal. Wir sind uns sicher, dass
wir den Flughafen nun zügig weiterent-
wickeln können.“ ■

Ludger van Bebber. Foto: Airport Weeze

Klartext
Über Subventionen und gut angelegtes Geld

Die Entscheidung von Ryanair, den Air-
port Weeze zu seiner dritten deutschen
Homebase zu machen, wertet die Nieder-
rheinische IHK als deutliches Zeichen für
die Zukunftsfähigkeit des Euregionalen
Zentrums für Luftverkehr, Logistik und
Gewerbe. Von interessierter Seite wird
gleichwohl dieser für die wirtschaftliche
Entwicklung wichtige Standort am Nie-
derrhein in Frage gestellt. Der Airport
könne nur überleben, weil die öffentliche
Hand ihn finanziell unterstütze.

Dies sind die Fakten: Ein privater nie-
derländischer Investor hält immer noch 
99 Prozent der Anteile am Airport. Die
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Betriebskostendefizite, die der Flughafen in
der Aufbauphase zwangsläufig anhäuft,
werden durch die Anteilseigner aufge-
bracht, das heißt zu 99 Prozent durch den
privaten Investor. Die Kreditlinie des Krei-
ses im Umfang von 23 Millionen Euro ist
grundsätzlich durch die Gesellschaft zu
bedienen. Solange der Kreis nicht auf die
Rückzahlung verzichtet, kann niemand
davon sprechen, hier seien staatliche Sub-
ventionen in den Betrieb des Flughafens
geflossen.

Flughäfen gehören in Deutschland zur
notwendigen Verkehrsinfrastruktur. Sie
sind die Grundlage für Mobilität und
damit auch für das Funktionieren einer
arbeitsteiligen Wirtschaft. Die Infrastruk-
tur der anderen Verkehrsträger wird in
Deutschland traditionell über öffentli-
che Haushalte finanziert. Nichts anderes
geschieht im Bereich unserer Flughäfen.
Auch die etablierten Standorte in Deutsch-
land sind im Wesentlichen durch die
öffentliche Hand aufgebaut worden. An
vielen Flughafengesellschaften sind auch
weiter Bund, Land und Kommunen be-
teiligt.

Wer hinsichtlich der Unterstützung
durch die öffentliche Hand immer nur auf

den Airport Weeze zeigt, spielt nicht mit
offenen Karten. Oder: Wer im Glashaus
sitzt…

Noch heute zahlen die Flughäfen Düs-
seldorf und Köln/Bonn eine nicht markt-
gerechte Pacht für die Nutzung der Ge-
lände. Beide Flughäfen haben maßgeblich
in ihrer Verkehrsentwicklung durch Inves-
titionen in Eisenbahninfrastruktur profi-
tiert.

Die überaus dynamische Entwicklung
des Flughafens in München-Erding war
nur möglich durch Gesellschafterdarlehen
des Freistaates Bayern, des Bundes und der
Stadt München, die sich im Zeitraum von
1971 bis 1993 auf knapp 1,3 Milliarden
Euro beliefen. Der Flughafen hat in dieser
Zeit nur dann für die Gesellschafterdar-
lehen Zinsen zahlen müssen, wenn das Be-
triebsergebnis dies ermöglichte.

Auch andere Regionalflughäfen in Nord-
rhein-Westfalen erfreuen sich einer nach-
haltigen Unterstützung Dritter: So tragen
die Betriebsverluste des Flughafens in
Dortmund (30 Millionen Euro in 2005) zu
75 Prozent die Strom-, Gas- und Wasser-
kunden der Stadtwerke. Der Rest kam di-
rekt aus der Stadtkasse.

Ein weiteres Beispiel ist der neue Berliner
Großflughafen. An den Kosten des Aus-
baus im Umfang von 2,5 Milliarden Euro
beteiligt sich der Flughafenbetreiber selber
nur mit 440 Millionen Euro.

Die Kette ließe sich fortsetzen. Der im
Bereich der Flughäfen entstandene Sub-
ventionsdschungel ist im Übrigen darauf
zurückzuführen, dass der Bund sich einer
zentralen nachfrageorientierten Planung
der Flugplätze in Deutschland enthalten
hat. Wer auf andere zeigt, meint auch sich
selber. Die Diskussion, inwieweit sich die
öffentliche Hand weiter an den Regional-
flughäfen beteiligt, führt nicht weiter,
solange es nicht einheitliche Regelungen
gibt. Alles andere wäre unredlich.

Gerade für einen Airport im Aufbau ist
staatliche Unterstützung allemal gerecht-
fertigt. Der Airport Niederrhein hat Rük-
kenwind. Er kann die erhoffte Jobmaschi-
ne werden. Damit entstehen Arbeitsplätze
und Wertschöpfung, auch über den Flugha-
fen hinaus, die nicht zuletzt den öffentli-
chen Haushalten zugute kommen. Mit die-
ser Perspektive ist ein Einstieg des Kreises
Kleve gut angelegtes Geld.

Werner Kühlkamp,
Niederrheinische IHK ■
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